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Pothmer zu Kali: „Arbeitsplätze wiegen nicht alle Lasten auf“

Giesen.Wird durch eine Wiederaufnah-
me des Kaliabbaus bei Giesen die In-
nerste stärker versalzen als bislang, wäre
das für die Hildesheimer Grünen-Bun-
destagsabgeordnete Brigitte Pothmer ein
„K.-o.-Kriterium“. Das sagte sie gestern
nach einem Besuch unter Tage. Sie be-
zeichnete es zudem als „absolut richtig“,
einen neuen Kaliberg möglichst zu ver-
meiden. Allerdings betonte sie auch:
„500 bis 700 nachhaltige neue Arbeits-
plätze in der Region sind allerdings auch
keine Petitesse.“ Sie warnte aber davor,
die Jobs als Totschlag-Argument zu ge-
brauchen: „Alle dauerhaften Belastun-
gen nachfolgender Generationen wer-
den dadurch nicht aufgewogen.“

Als Bundespolitikerin, noch dazu in
der Opposition, hat Pothmer zwar kei-
nen Einfluss auf das Genehmigungs-
Verfahren. Dennoch widmete auch der
Düngemittel-Konzern Kali + Salz (K + S),
der die Wiederinbetriebnahme plant, der
Besucherin und ihren Begleitern große
Aufmerksamkeit. Schließlich ist sie die
wichtigste Grünen-Politikerin in der Re-
gion, in der das Bergwerk steht – und ihr
Parteifreund Stefan Wenzel ist nieder-
sächsischer Umweltminister, drängt als
solcher auf scharfe Vorgaben für einen
möglichen neuen Abbau bei Giesen (sie-
he „Halden-Verbot?“).

Pothmer steht nach eigenen Angaben

dahinter: „Eine größere Belastung des
Wassers muss unbedingt vermieden
werden.“ Zwar habe K + S ihr versichert,
sich an das „Verschlechterungsverbot“
der EU in Sachen Wasserqualität zu hal-
ten. „Aber ob das wirklich funktioniert?
Da haben sie mich noch nicht ganz über-
zeugt.“ Deshalb sei es wichtig, dass das
Landesamt für Bergbau, Energie und
Geowissenschaften (LBEG) die Angaben
genau prüfe – und dass das niedersäch-
sische Umweltministerium die Ergebnis-

se hinterher auch noch einmal genau
hinterfrage. „In Sachen zweiter Kaliberg
haben sie mir auch gesagt, es gehe nicht
anders, auch da bin ich nicht recht über-
zeugt, setze auf die Prüfung durch die
Experten“, sagte sie. Das gelte auch für
die Aussage von K + S, eine Verlegung
der für Pothmer „für die Anlieger unzu-
mutbaren“ Kalibahn sei unmöglich.

Zudem schloss sie sich der Forderung
der Bürgerinitiative an, Bürgern im Lauf
des Verfahrens mehr Zeit für Eingaben

und Stellungnahmen zu geben als ur-
sprünglich vorgesehen: „Es kann nicht
sein, dass Behörden und Institutionen
mit ihrer Infrastruktur dafür mehr Zeit
haben als die Anlieger.“ Sie betonte al-
lerdings, mit diesem Ansinnen auch bei
den Vertretern von K + S auf offene Oh-
ren gestoßen zu sein: „Ich habe den Ein-
druck, dass die das in Ordnung finden
und im Zweifel auch damit leben könn-
ten, wenn das Verfahren länger dauert.“

Als arbeitsmarktpolitische Sprecherin
ihrer Partei auf Bundesebene sehe sie
die Aussicht auf „500 bis 700 qualifizier-
te Arbeitsplätze“ positiv, betonte Poth-
mer. Zumal sie intensiv in Sachen Leih-
arbeit nachhakte – und mit den Antwor-
ten zufrieden war: „Sie wollen mit fast
100 Prozent Stammkräften arbeiten, ha-
ben erklärt, nur einige erfahrene Berg-
leute hinzuziehen zu müssen.“ Die Be-
legschaft wolle K + S aus der Region he-
raus ausbauen und qualifizieren. Als Ar-
beitgeber habe der Kasseler Konzern
einen guten Eindruck gemacht.

Pothmer wurde bei ihrem Besuch von
Ratsmitgliedern umliegender Gemein-
den begleitet, darunter Nina und Volker
Lipecki aus Harsum, Marcel Duda aus
Sarstedt und Günter Netenjakob aus
Nordstemmen: „Für uns alle fällt eine
Bewertung auf jeden Fall leichter, nach-
dem wir uns mit eigenen Augen vor Ort
umgesehen haben“, bilanzierte Pothmer
nach dem Besuch.

Grünen-bundestagsabgeordnete unterstützt Forderungen zu wasserschutz, halde und Kalibahn – und lobt K + S als arbeitgeber
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Grüne ganz in Weiß: Brigitte Pothmer (vorn in der Mitte) gestern mit Parteifreunden
und Unternehmensvertretern am Kalischacht in Ahrbergen.

Kann das Land Niedersachsen dem
Düngemittel-Konzern Kali + Salz ver-
bieten, einen zweiten Kaliberg aufzu-
schichten, wenn das bergwerk Sieg-
fried Giesen wieder in betrieb ge-
hen sollte? Das lässt umweltminis-
ter Stefan wenzel (Grüne) derzeit
vom Landesamt für bergbau, energie
und Geowissenschaften (LbeG) prü-
fen. Zwischen wenzels ressort und
dem SPD-geführten wirtschaftsmi-
nisterium, das vor allem die arbeits-
plätze und den erhalt des Kali-berg-
baus nach der aufgabe des Schachts
Sigmundshall bei wunstorf in einigen
Jahren in den Fokus nimmt, gibt es
deshalb schon länger reibereien.
ursprünglich sollte das juristische
Gutachten über ein mögliches halden-
Verbot bereits ende Januar vorliegen.
Die Prüfung dauert aber noch an, er-
fuhr diese Zeitung auf Nachfrage.
Kali + Salz hat bislang stets erklärt,
ohne neue halde sei eine wiederinbe-
triebnahme des bergwerks nicht ren-
tabel und damit gescheitert.
unabhängig vom ergebnis der lau-
fenden juristischen Prüfung muss das
LbeG prüfen, ob es eine neue hal-
de genehmigt oder ob es auch ande-
re wege sieht, den abraum aus dem
bergwerk zu entsorgen. abu

Halden-Verbot?

Drei Fahrbahnen, aber weiter Tempo 80
RHüden/KReis HildesHeim. Der drei-
spurige Ausbau der Autobahn 7 zwi-
schen Hannover und Göttingen kommt
weiter voran. Ab sofort stehen zwischen
der Rastanlage Harz bei Bornum und der
Auffahrt Seesen in Richtung Kassel drei
Fahrstreifen zur Verfügung. Dies hat die
Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr in Bad Gandersheim jetzt mitge-
teilt.

Richtig aufs Gas treten dürfen Auto-
fahrer dort allerdings noch nicht. Wie die
Behörde weiter erklärte, gilt in dem Be-
reich vorerst weiter Tempo 80. Schließ-
lich seien noch Restarbeiten zu erledi-
gen – und um die Bauarbeiter nicht zu
gefährden, sollen die Fahrzeuge auf dem
Abschnitt noch nicht zu schnell südwärts
rollen.

In Richtung Hannover müssen sich

Reisende bis auf weiteres noch mit zwei
Fahrspuren begnügen. Dort sind die
Baufirmen noch im Mittelstreifen zugan-
ge, unter anderem ist die dortige Beton-
schutzwand noch nicht durchgehend
fertiggestellt. Auch am äußersten Fahr-
bahnrand sind nach Angaben der Stra-
ßenbau-Behörde noch „Restarbeiten“
nötig. Und die Auffahrt in Richtung Kas-
sel bleibt aufgrund der noch ausstehen-

den Bauarbeiten in diesem Jahr bis vo-
raussichtlich Ende März 2015 gesperrt.

Immerhin: Nach bisherigen Erkennt-
nissen ist der Abschnitt zwischen Bocke-
nem und Seesen nicht von jenem Um-
weltskandal betroffen, den das nieder-
sächsische Wirtschafts- und Verkehrsmi-
nisterium in der vergangenen Woche
öffentlich gemacht hatte. Wie berichtet
hatten Baufirmen offenbar alten Auto-

bahn-Schutt falsch verbaut, so dass ent-
lang der Autobahn „polyzyklische Koh-
lenwasserstoffe“ freigesetzt wurden –
und damit im Extremfall Krebs erregen-
de Substanzen. Betroffen ist der rund
zwölf Kilometer lange Abschnitt zwi-
schen dem Dreieck Salzgitter und Bo-
ckenem, weiter südlich wurden hinge-
gen bislang keine Spuren des giftigen
Stoffs entdeckt. abu

autobahn südlich von bockenem ist jetzt breiter, aber restarbeiten bremsen noch den Verkehr

Fahrt zum
Kirchentag

KReis HildesHeim.Der Kirchenkreis Hil-
desheimer Land-Alfeld organisiert eine
Gruppenfahrt zum Deutschen Evangeli-
schen Kirchentag, der vom 3. bis 7. Juni
in Stuttgart stattfindet. Fünf Tage lang
gibt es ein volles Programm mit etwa
2500 kulturellen, politisch-gesellschaftli-
chen und geistlichen Veranstaltungen.

Jugendliche und Junggebliebene
können mit Isomatten und Schlafsäcken
in Gemeinschaftsquartieren übernach-
ten. Für Erwachsene ist aber auch die
Übernachtung in Privatquartieren mög-
lich. Die Anreise erfolgt per Reisebus.
Anmeldeformulare mit detaillierten In-
formationen sind in den örtlichen Pfarr-
ämtern erhältlich und stehen als Downlo-
ad im Internet zur Verfügung unter www.
kkjd-hila.de.

Anmeldeschluss für die Gruppenfahrt
ist der 1. März. Weitere Informationen
bei Diakonin Andrea Gärtner, Telefon
05185 / 957682, lola-@t-online.de, und
Diakonin Ilona Wewers, 0 5063 / 270339,
ilona.wewers@evlka.de.

Berndt fordert Landrats-Wahlen noch 2015

KReis HildesHeim. Der Hildesheimer
CDU-Kreischef Christian Berndt fordert
Landrats-Wahlen noch in diesem Jahr.
Damit reagiert der Christdemokrat auf
die Erklärung der Grünen, sie hielten
eine Fusion der Landkreise Hildesheim
und Peine im nächsten Jahr nicht mehr
für realistisch. „Damit ist die Fusion ge-
scheitert, und damit gibt es auch keinen
Grund mehr, keinen neuen Landrat zu
wählen“, argumentiert Berndt, der sich
gern selbst um Wegners Nachfolge be-
werben würde. Letzterer will hingegen
den Zusammenschluss mit Peine unver-
ändert im Juli im Kreistag zur Abstim-
mung stellen.

Berndt, im Kreistag als Sprecher der
CDU/FDP-Gruppe auch Oppositions-
führer, stellt sogar die „demokratische
Legitimation“ Wegners infrage. Dessen
Amtszeit war eigentlich bis zum 31. Ok-
tober 2014 gegangen. Der Kreistag hat-
te sie mit rot-grüner Mehrheit um zwei
Jahre verlängert. Das Argument: Wäh-
rend der gerade begonnenen Fusions-
verhandlungen mit Peine mache eine
Landratswahl keinen Sinn, die Gesprä-
che müssten durchgehend geführt wer-
den, um eine Fusion 2016 zu ermögli-
chen. Mit ähnlichen Argumenten hatten
mehrere Städte und Gemeinden im
Landkreis ebenfalls die Amtszeiten ih-
rer Bürgermeister verlängert.

Was Wegner angeht, ist für Berndt
aber „der Grund entfallen“. Er vermied
auf Nachfrage zwar eine direkte Rück-
tritts-Forderung, sagte aber: „Wir wol-
len einen demokratisch legitimierten
Landrat haben. Richtig wäre es, noch in
diesem Jahr Neuwahlen auszuschrei-
ben.“

Daran denkt der SPD-Politiker offen-
bar nicht. Vielmehr erklärte er gestern,
sich von der Erklärung der Grünen nicht
beirren zu lassen: „Die Fusion wird un-
sere Region stärken und ist ein Vorteil
für alle Bürger. Sie wird deshalb ent-
sprechend dem Auftrag des Kreistages
von der Verwaltung weiter konsequent
vorangetrieben.“ Damit reagiert Weg-
ner genauso wie sein Peiner Amtskolle-
ge Franz Einhaus. Die Aussage der Grü-
nen, ein Zusammenschluss 2016 sei
nicht mehr möglich, nannte er „zum jet-
zigen Zeitpunkt sachlich nicht nachvoll-
ziehbar“, da die Partei neue, wichtige
Unterlagen noch gar nicht kenne.

Den Vorwurf aus der CDU, es sei
Wegner und seiner Partei ohnehin nur
darum gegangen, die Amtszeit um zwei
Jahre zu verlängern und später eine rot-

grüne Mehrheit im neuen Kreistag zu
sichern, wies der Landrat gestern als
„absurd“ zurück – und dreht den Spieß
um: Tatsächlich habe eher das Nein der

CDU zur Fusion parteipolitische Gründe
gehabt. Die Partei habe sich „bisher
vorwiegend einer sachlichen Zusam-
menarbeit bei diesem wichtigen Zu-

kunftsthema verweigert“. Kritik an der
Abkehr der Grünen von einer Kreisfusi-
on 2016 kommt auch von den Unabhän-
gigen, mit drei Abgeordneten im Kreis-
tag vertreten.

„Wir warten auf die vollständigen
Unterlagen und Vorschläge der Verwal-
tungen“, sagt ihr Fraktionschef Uwe
Steinhäuser. „Eine positive oder negati-
ve Entscheidung zu der Fusion oder
zum Zeitplan kann vorher aus unserer
Sicht nicht fallen.“ Grundsätzlich seien
beim Zuschnitt der Landkreise in Nie-
dersachsen Veränderungen nötig. „3 bis
10 Millionen Euro Einsparungen pro
Jahr, so sie denn begründet werden,
wären jedenfalls ein starkes Argument“,
sagt Steinhäuser mit Blick auf Hildes-
heim und Peine.

Als „sehr vernünftig“ bezeichnet hin-
gegen Algermissens Bürgermeister
Wolfgang Moegerle (CDU) als Sprecher
der Städte und Gemeinden die neue Po-
sition der Grünen: „Alle großen Fragen,
die die Kommunen betreffen, wie Kreis-
umlage oder Kita-Finanzierung, sind
noch ohne Antworten geblieben“, sagt
er. Diese Dinge könnten zu höheren fi-
nanziellen Belastungen für die Bürger
im Landkreis Hildesheim führen. „Vor
möglichen Fusionsbeschlüssen sind
über diese wesentlichen Fragen Ent-
scheidungen zu treffen.“ Eine stärkere
Zusammenarbeit beider Landkreise
würde er aber begrüßen: „Einsparun-
gen könnten dann über eine Senkung
der Kreisumlage bei den Kommunen
ankommen.“

Lob für die Grünen gibt es auch vom
Kreistagsabgeordneten Josef Stuke
(Bündnis): „Ein Schnellschuss ist hier
nicht vertretbar. Für eine sachgerechte
Entscheidung ist eine längere Vorberei-
tung unerlässlich.“

Hohenhamelns Bürgermeister Lutz
Erwig hingegen bedauerte das Votum
der Grünen sehr: „Die Mehrheit unserer
Bürger steht einer Fusion mit dem Land-
kreis Hildesheim aufgeschlossen gegen-
über.“ Leider sei die Zahl derer, die die-
sen Fusionsüberlegungen Steine in den
Weg legten, erheblich. „Und dabei steht
nicht immer die Betrachtung der Wirt-
schaftlichkeit oder das Wohl der Bürger
im Vordergrund“, schimpft Erwig. Was
er nun befürchtet: „Diese vertane Chan-
ce könnte später zu einer Zerschlagung
des Landkreises Peine führen – die
auch die Peiner Grünen nie wollten.“

cDu-chef sieht Kreisfusion durch absage der Grünen gescheitert – aber wegner will am Fusionsziel im nächsten Jahr festhalten
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CDU Algermissen
will Kinderbetreuung

weiter verbessern
alGeRmissen.Die CDU-Fraktion im Ge-
meinderat Algermissen macht sich für
eine weitere Verbesserung der Kinder-
betreuung in der Gemeinde stark. Nach
dem Willen der Christdemokraten soll
die Wochenstundenzahl für eine dritte
Betreuungskraft in den Krippen von 15
auf 20 aufgestockt werden.

Die CDU-Fraktion hatte sich in ihrer
jüngsten Klausurtagung ausführlich mit
dem Thema Kinderbetreuung in der Ge-
meinde befasst. Ihr Fazit: Bereits jetzt
werde in der Gemeinde eine hochwerti-
ge Betreuung für alle Altersgruppen an-
geboten, die Standards lägen deutlich
über den gesetzlichen Vorschriften. So
seien bereits die Gruppenstärke in den
Kindergärten um fünf Kinder gesenkt
sowie eine dritte Betreuungskraft für 15
Wochenstunden in Krippengruppen ein-
gestellt worden.

Die CDU möchte nun einen Schritt
weiter gehen. Sie verweist auf einen Be-
schluss der niedersächsischen Landesre-
gierung. Der sieht eine finanzielle För-
derung von Sozialassistentinnen als drit-
te Kraft in Kinderkrippen vor. Nach An-
sicht der CDU-Ratsfraktion sollte die
finanzielle Entlastung, die sich daraus
für die Gemeinde ergibt, in eine weitere
Verbesserung der Betreuungsqualität in-
vestiert werden. „Wir möchten die Wo-
chenstundenzahl für eine dritte Betreu-
ungskraft im Krippenbereich von 15 auf
20 aufstocken und die Stellen, sofern
möglich, mit Erziehern oder Erzieherin-
nen besetzen“, sagt Fraktionsvorsitzen-
de Marianne Seifert.

Die Christdemokraten haben nun ei-
nen entsprechenden Antrag gestellt, mit
dem sich der Sozialausschuss in Kürze
befassen soll. wü

Gift an der A 7:
CDU nimmt

Kreis ins Visier
Kritische Fragen zur
rolle der Verwaltung

BocKenem/KReis HildesHeim. Der Um-
weltskandal an der Autobahn 7 beschäf-
tigt jetzt auch die Kreispolitik. Die CDU
hat dazu eine Reihe kritischer Fragen an
Landrat Reiner Wegner gestellt, will vor
allem die Rolle der Kreisverwaltung in
der Affäre kritisch hinterfragen. Am 2.
März wird das Thema in der nächsten Sit-
zung des Kreistags-Umweltausschusses
besprochen.

Wie berichtet hatte das Land am Frei-
tag bekanntgegeben, dass beim Ausbau
der A 7 zwischen dem Dreieck Salzgitter
und BockenemMaterial, das giftige „poli-
zyklische Kohlenwasserstoffe“ (PAK) ent-
hielt, nicht korrekt verbaut wurde und die
Stoffe deshalb zum Teil in Seitenstreifen
und Regenrückhaltebecken geraten sind.
Die zuständigen Baufirmen sollen den
Abschnitt jetzt für einen Millionenbetrag
sanieren, das Land hat zudem Anzeige
erstattet.

Die CDU will nun unter anderem wis-
sen, warum die Kreisverwaltung, die seit
Monaten von der Kontamination wusste,
nicht den Kreistag darüber informiert
habe. Auch fordern die Christdemokraten
Aufklärung, inwieweit der Kreis schon
zuvor in das große Bauprojekt eingebun-
den war und ob die belasteten Böden auf
Deponien im Landkreis entsorgt werden
sollen oder nicht.

Um welche Uhrzeit und wo die Aus-
schuss-Sitzung stattfindet, steht noch
nicht fest. abu

Fordert Neuwahl
des Landrates:

Christian Berndt.

Will die Fusion
trotzdem zur Ab-
stimmung stellen:
Reiner Wegner.

Fürchtet Zerschla-
gung des Kreises
Peine: Lutz Erwig.

Sieht zu viele of-
fene Fragen: Wolf-

gang Moegerle.


